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2.0 BAUWEISE, BAUGRENZE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

2.1 Baugrenze

3.1 Straßenverkehrsfläche, öffentlich

3.2 Straßenbegrenzungslinie

3.0 VERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

3.3 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, öffentlich
hier Zweckbestimmung: öffentlicher Feld- und Waldweg

4.1 Flächen für die Abwasserbeseitigung,
hier: Abwasserpumpwerk und Fläche für die Schmutz- und
Niederschlagswasserentsorgung

4.0 FLÄCHEN FÜR DIE ABWASSERBESEITIGUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

3.4 Einfahrtsbereich Parzellen 1 + 2:
Für den Einfahrtsbereich darf das Straßenbegleitgrün unterbrochen
und der Entwässerungsgraben auf diese Länge verrohrt werden.

5.1 Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses, hier:
Einrichtungen zur Regenwasserrückhaltung

5.0 FLÄCHEN FÜR DIE WASSERWIRTSCHAFT, DEN HOCHWASSERSCHUTZ UND DIE
REGELUNG DES WASSERABFLUSSES
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 b BauGB)

3.5 festgesetzte Planungshöhen für Erschließung, Oberkante Straße in
der Straßenachse in Meter über Normalhöhennull (NHN)

508,61

1.2.2 Richtungssektorgrenze der Lärmzusatzkontingente
zu den Emissionskontingenten

Bezeichnung der jeweiligen Richtungssektoren1.2.3 A - G

TF1
LEK,T = 56 dB(A)/m²
LEK,N = 46 dB(A)/m²

Emissionskontingente für die jeweiligen Teilflächen
TF1 - TF9:
Tag / Nacht: z.B. LEK,T = 56 dB(A)/m² / LEK,N = 46
dB(A)/m²

1.2.4

Abstandsflächen

Die Abstandsflächen gemäß Art. 6 BayBO sind einzuhalten. Art. 6 Abs. 5 Satz 2 BayBO
findet keine Anwendung.

2.1

• Fahrradabstellanlagen mit einer Gesamtfläche bis zu 30 m²,
• Stellplätze für Fahrräder,
• Fahnenmasten,
• Werbepylone gemäß den Festsetzungen dieser Satzung,
• Aufschüttungen und Abgrabungen gemäß den Festsetzungen dieser Satzung,
• Stützmauern gemäß den Festsetzungen dieser Satzung.

Ebenso dürfen Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO außerhalb der Baugrenzen
errichtet werden.

Aufschüttungen und Abgrabungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)

Im gesamten Gewerbegebiet sind Aufschüttungen bis max. 2,0 m und Abgrabungen bis
max. 2,0 m bezogen auf die dargestellten Höhenschichtlinien zulässig.

Die randlichen Geländemodellierungen entlang der nachbarlichen Grundstücksgrenzen
und öffentlichen Grünflächen dürfen nur in Form von zu bepflanzenden Böschungen
(nicht steiler als 1 : 1,5) erfolgen.

2.5

Stützmauern (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Zur Terrassierung/ Modellierung des Geländes dürfen im Übergang zur freien Landschaft
und entlang der öffentlichen Grünflächen keine Stützmauern verwendet werden.
Lediglich im Bereich der Zufahrten und innerhalb des Baugrundstückes sind Stützmauern
mit einer max. Höhe von 2,5 m zulässig.

2.6

2.0 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN NACH BAYBO

Dachform/ Dachneigung

Ausschließlich zulässige Dachformen und Dachneigungen für Haupt- und
Nebengebäude:
geneigte Dächer (First parallel zur längeren Gebäudeseite) 5° - 8° und
Flachdach 0° - 5°

2.2

Fassadengestaltung

Fassadenmaterialien und -anstriche in greller, hochglänzender oder stark reflektierender
Ausführung sind unzulässig.

2.3

Werbeanlagen

Es ist max. eine Werbeanlagen pro Fassadenseite mit einer maximalen Größe von 5 m²
flächig und Werbepylone bis max. 12 m Höhe mit einer maximalen Grundfläche von
10 m² zulässig. Dachwerbeanlagen sind nicht zulässig. Bewegliche und blinkende
Lichtwerbung ist unzulässig.

2.4

3.0 WASSERWIRTSCHAFT
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Regenwasserrückhaltung
Das Regenrückhaltebecken innerhalb der für die Wasserwirtschaft gekennzeichneten
Fläche (sh. Planzeichen II.5.1) muss ein Rückhaltevolumen von mind. 1.720 m³
aufweisen. Der max. Tiefpunkt des Beckens ist bei 496,60 m ü. NHN mit einem
Spielraum von ± 30 cm auszubilden.

3.1

Hochwasserschutz (§ 9 Abs. 3 Satz 1 BauGB)
Die Höhenlagen der GE-Flächen, die mit den Planzeichen II.7.3 planlich festgesetzt sind,
müssen mind. 30 cm über den unter II.3.5 festgesetzten Planungshöhen für die
Erschließung (Oberkante Straße in der Straßenachse in Meter über Normalhöhennull)
der neu geplanten Erschließungsstraße liegen. Zwischenwerte sind zu interpolieren.

3.2
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Bebauungsplan

Verfahrensvermerke

1. Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 BauGB)
Der Stadtrat von Oberviechtach hat in der Sitzung vom 08.03.2022 die Aufstellung des
Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung "Gewerbegebiet am Biodiversitätspfad" beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 19.05.2022 ortsüblich bekannt gemacht.

2. Frühzeitige Bürgerbeteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB)
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und
Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung "Gewerbegebiet am
Biodiversitätspfad" in der Fassung vom 24.09.2024 hat in der Zeit vom 28.10.2024 bis 29.11.2024
stattgefunden.

3. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB)
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1
BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung "Gewerbegebiet am
Biodiversitätspfad" in der Fassung vom 24.09.2024 hat in der Zeit vom 28.10.2024 bis 29.11.2024
stattgefunden.

4. Öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB)
Die öffentliche Auslegung zum Entwurf des Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung 
"Gewerbegebiet am Biodiversitätspfad" in der Fassung vom __.__.____ erfolgte in der Zeit vom 
__.__.____ bis einschließlich __.__.____.

5. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB)
Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung "Gewerbegebiet am 
Biodiversitätspfad" in der Fassung vom __.__.____ wurden die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ 
beteiligt.

6. Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB)
Die Stadt Oberviechtach hat mit Beschluss vom __.__.____ den Bebauungsplan mit integrierter 
Grünordnung "Gewerbegebiet am Biodiversitätspfad" in der Fassung vom __.__.____ als Satzung 
beschlossen.

Stadt , den __.__.____, ________________________________
Oberviechtach Rudolf J. Teplitzky, 1. Bürgermeister

7. Ausgefertigt

Stadt , den __.__.____, ________________________________
Oberviechtach Rudolf J. Teplitzky, 1. Bürgermeister

8. Inkrafttreten (§ 10 Abs. 3 BauGB)
Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung "Gewerbegebiet am 
Biodiversitätspfad" wurde am __.__.____ gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt 
gemacht.
Der Bebauungsplan mit Begründung und Umweltbericht wird seit diesem Tag zu den üblichen 
Dienststunden in der Stadt zu jedermann Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen 
Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB ist hingewiesen worden.

Stadt , den __.__.____, ________________________________
Oberviechtach Rudolf J. Teplitzky, 1. Bürgermeister

Präambel

Die Stadt Oberviechtach im Landkreis Schwandorf erlässt auf Grund
· der §§ 2 Abs. 1, 9 und 10 Baugesetzbuch (BauGB)
· des Art. 23 der Gemeindeordnung (GO)
· der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
· der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO)
· der Planzeichenverordnung (PlanzV)
in der jeweils zum Zeitpunkt dieses Beschlusses gültigen Fassung, den Bebauungsplan mit
integrierter Grünordnung "Gewerbegebiet am Biodiversitätspfad" als Satzung.

Bestandteile der Satzung
Der Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung "Gewerbegebiet am Biodiversitätspfad" besteht
aus der Planzeichnung (M 1:1.000) mit zeichnerischem Teil vom __.__.____, Übersichtslageplan
und den planlichen und textlichen Festsetzungen.

Begründung und Anlagen zur Satzung
Dem Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung "Gewerbegebiet am Biodiversitätspfad" ist die
Begründung mit Umweltbericht vom __.__.____  beigefügt.
Anlagen:
Anlage 1: Beiplan für die Geländemodellierung (Wall) zum Bebauungsplan mit integrierter

Grünordnung "Gewerbegebiet am Biodiversitätspfad" M 1:2.500/100 vom
__.__.____

Anlage 2: Eignungsprüfung zum kommunalen Ökokonto Stadt Oberviechtach (= externe
Ausgleichsfläche) - FI.Nr. 1032/0
Gmkg. Mitterlangau vom 03.01.2024

7.0 SONSTIGE PLANZEICHEN UND FESTSETZUNGEN

7.1 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB, Innenkante maßgebend)

9.0 FLÄCHEN UND MASSNAHMEN NATURSCHUTZ / LANDSCHAFTSPFLEGE
(§ 9 Abs. 1 Nrn. 20 und 25 BauGB)

Umgrenzung von privaten und öffentlichen Flächen zum
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

8.0 GRÜNORDNUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

8.1 öffentliche Grünfläche, Randeingrünung z. T. mit Wall.
Im Bereich der Festsetzung E2 sind landwirtschaftliche Überfahrten
zulässig.

9.1 zu erhaltende Einzelbäume

6.1 unterirdische Abwasserleitungen,
hier: Regenwasserleitung

6.0 HAUPTVERSORGUNGSLEITUNGEN
(§ 9 Abs. 1 NR. 13 BauGB)

9.3

Abgrenzung der Art der Nutzung, hier:
unterschiedliche festgesetzte Lärm-Emissionskontingente und
Bezugsflächen zur Kontingentierung

7.2

9.2 zu pflanzende Einzelbäume:

9.2.1 Laubbaum I. Ordnung (gem. Artenliste IV.3.1). Eine lagemäßige
Standortverschiebung um bis zu maximal 5 m unter Einhaltung der
Anzahl ist erlaubt.

9.2.2 Laubbaum II. Ordnung (gem. Artenliste IV.3.2), Pflanzabstand ca.
9,0 m. Eine lagemäßige Standortverschiebung um bis zu maximal
5 m unter Einhaltung der Anzahl ist erlaubt.

7.3 Umgrenzung von Flächen zur Festsetzung der Höhenlage der
GE-Flächen (§ 9 Abs. 3 Satz 1 BauGB) i.V.m. der textlichen
Festsetzung Punkt III.3.2

5.2 Umgrenzung der Flächen mit wasserrechtlichen Auflagen:
hier: Errichtung von Abfang- und Abflussmulden und Gumpen zur
Ableitung des von außen zufließenden Hangwassers aus den
angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen.

III.  TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1.0 FESTSETZUNGEN NACH BAUGB UND BAUNVO

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 18 und 19 BauNVO)

1.2

GRZ max. zulässige Grundflächenzahl 0,6

Die GRZ kann durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bis zu einer
maximalen GRZ von 0,8 überschritten werden.

1.2.1

GH max. zulässige Gebäudehöhe (GH) in Metern 12,8 m

Als oberer Bezugspunkt für die max. zulässige Gebäudehöhe (GH) ist die Firsthöhe bzw.
der oberste Abschluss der Wand am obersten Punkt der baulichen Anlage maßgebend.
Als unterer Bezugspunkt für die max. zulässige Gebäudehöhe (GH) ist die Straßenhöhe
am tiefsten Punkt der angrenzenden zugehörigen Erschließungsstraße (Straßenachse)
im Schnitt mit dem geplanten Gebäude maßgebend. Ggf. sind die festgesetzten
Straßenhöhen zu interpolieren.
Als unterer Bezugspunkt der Straßenhöhe für die Parzellen 1 und 2 wird die
Straßenoberkante in der Straßenachse der Gemeindeverbindungsstraße "Industriegebiet
West", für die Parzellen 3 bis 9 wird die Straßenoberkante in der Straßenachse der
geplanten Erschließungsstraße im Westen festgelegt.

1.2.2

Überbaubare Grundstücksfläche
(§ 23 Abs. 5 BauNVO)

Außerhalb der Baugrenzen sind nur folgende Anlagen zulässig:
• befestigte Wege,
• Lagerflächen,
• Stellplätze,
• Zufahrten zum Gebäude und zu den Stellplätzen,

1.4

Bauweise
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO)

abweichende Bauweise: wie offene, jedoch darf die Länge der in § 22 Abs. 2 Satz 1
BauNVO bezeichneten Hausformen über 50 m betragen.

1.3

Dachaufbauten
(§ 16 Abs. 5 und 6 BauNVO, § 9 Abs. 4 BauGB)

Dachaufbauten und technische Aufbauten mit einer max. Grundfläche von 20 % pro
Baukörper sind zulässig, wenn die Aufbauten eine maximale Höhe von 2,5 m, gemessen
von der Oberkante der tatsächlichen Gebäudehöhe, nicht überschreiten, maximal aber
nur bis zu einer Höhe von 2,5 m über der maximal festgesetzten Gebäudehöhe.
Die Höhe von Kaminen ist uneingeschränkt zulässig. Solar- und Photovoltaikanlagen
sind nur bei Flachdächern auch aufgeständert zulässig, sie müssen jedoch mind. 1,0 m
von der Attika zurückversetzt sein.

1.2.3

G
H

Pult- / Schedddach

Schemaschnitte:

G
H

Flachdach

Straßenhöhe

1.1 Art der baulichen Nutzung
(§ 1 Abs. 4 Satz 1 Nr.2 BauNVO)

Gliederung des Baugebietes nach dem zulässigen Emissionsverhalten der Betriebe:

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in den folgenden
Tabellen „Emissionskontingente tags und nachts in dB(A)/m²“ und „Zusatzkontingente in
dB(A) für die Richtungssektoren“ angegebenen Emissionskontingente LEK und
Zusatzkontingente LEK,zus,K nach DIN 45691:2006-12 „Geräuschkontingentierung“
weder tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr)
überschreiten:

Tabelle: Emissionskontingente

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN
45691:2006-12, Abschnitt 5.

Flächenquelle für jeweilige Emissionskontingente - Teilflächen TF1 - TF9:

Für die im Plan dargestellten Richtungssektoren A bis G erhöhen sich die
Emissionskontingente LEK um folgende Zusatzkontingente:

Tabelle: Zusatzkontingente für die Richtungssektoren

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit erfolgt nach der DIN 45691:2006-12,
Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) für Immissionsorte j im
Richtungssektor k LEK,i durch LEK,i + LEK,zus,k zu ersetzen ist.

Die Relevanzgrenze der Regelung in Abschnitt 5, Absatz 5 der DIN 45691:2006-12 ist
anzuwenden; sie wird nicht ausgeschlossen.

Im Bebauungsplangebiet sind Nutzungen nach § 8, Abs. 3, Nr. 1 BauNVO („Wohnungen
für Betriebsleiter und Betriebsinhaber“ usw.) unzulässig.

Straßenhöhe

G
H

Satteldach

Straßenhöhe

PKW-Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
PKW-Stellplätze sind zwingend mit wasserdurchlässiger Befestigung mit einen
Abflussbeiwert kleiner oder gleich 0,4 zu gestalten (z.B. Rasenfugenpflaster,
Rasengittersteine, Schotterrasen, Ökopflaster oder andere wasserdurchlässige
Belagsarten).

2.4

IV. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN ZU GRÜNORDNUNG UND
NATURHAUSHALT

1.0 UMSETZUNG, PFLANZENQUALITÄTEN, MINDESTPFLANZGRÖSSEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB)

Allgemeines
Die öffentlichen und privaten nicht mit Anlagen überbauten Flächen und öffentlichen
Grünflächen sind entsprechend den planlichen und textlichen Festsetzungen anzulegen,
zu sichern und dauerhaft zu erhalten. Ausbleibende Pflanzen sind zu ersetzen. Die
Vegetationsflächen sind spätestens in der Pflanzperiode nach Erstellung der
Erschließungsflächen und nach Nutzungsaufnahme /-beginn der Gebäude
fertigzustellen. Nach- und Ersatzpflanzungen haben den Pflanzqualitäten des
Grünordnungsplanes zu entsprechen. Für die textlich festgesetzten Neuanpflanzungen
von Gehölzen in den öffentlichen und privaten Vegetationsflächen wird die Verwendung
der in Punkt IV.3.0 ausgewiesenen Gehölze festgesetzt. In den öffentlichen und privaten
Vegetationsflächen ohne Pflanzauflagen und um das Gebäude sind ergänzend für
zusätzliche Bepflanzung Ziergehölze, außer die in Punkt IV.4.0 beschriebenen Arten,
zugelassen.

Für freiwachsende Hecken u. Gehölzgruppen:
Pflanzdichte 1 Stück / 1,5 m² bei Reihenpflanzung.
Die Pflanzenqualitäten müssen den Gütebestimmungen der TL-Baumschulpflanzen -
Technische Lieferbedingungen für Baumschulpflanzen (Herausgeber FLL) entsprechen.
Die Baumscheiben sind mit durchwurzelbarem Substrat mit einer Oberfläche von
mindestens 16 m² zu erstellen. Eine Überdeckung der Pflanzfläche ist bei Einsatz eines
Baumschutzgitters mit geeigneten Wurzelschutzelementen sowie Bewässerungs- und
Belüftungseinrichtungen zulässig.
Pflanzqualitäten: Bäume I. Ordnung: Hochstamm, 3xv., STU 20 - 25 cm

Bäume II. Ordnung: Hochstamm, 3xv., STU 14 - 16 cm
oder Heister, 2xv., 150 - 200 cm

Sträucher: 2xv., 100 - 150 cm bzw. 60 - 100 cm

3.0 ZU VERWENDENDE GEHÖLZE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

Bäume I. Ordnung:

Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn
Acer platanoides Spitz-Ahorn
Quercus robur Stiel-Eiche
Tilia cordata Winter-Linde
Tilia  platyphyllos Sommer-Linde

3.1

Bäume II. Ordnung:

Prunus avium Vogel-Kirsche
Pyrus pyraster Wild-Birne
Prunus padus Trauben-Kirsche
Sorbus aucuparia Eberesche
Acer campestre Feld-Ahorn
Carpinus betulus Hainbuche
alle Obstbäume (Mindest-Pflanzqualität: Hochstamm)
Obstbäume als standortgerechte und regionaltypische Arten

und Sorten

3.2

Sträucher:

Cornus sanguinea Hartriegel
Corylus avellana Hasel
Cornus mas Kornelkirsche
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Lonicera xylosteum Heckenkirsche
Ligustrum vulgare Liguster
Prunus spinosa Schlehe
Rhamnus frangula Faulbaum
Rosa canina Hunds-Rose

3.3

2.0 DURCHGRÜNUNG DER BAUGRUNDSTÜCKE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

2.1 Die nicht bebauten Flächen der Grundstücke im Bebauungsplangebiet sind als Rasen-,
Wiesen- und / oder anderweitig begrünte Pflanzflächen anzulegen und zu erhalten.

2.2 PKW-Stellplätze
Für Parkplätze ist innerhalb der Stellplatzflächen oder einer unmittelbar angrenzenden
Grünfläche ein Großbaum / Hochstamm je 5 Stellplätze (bei gegenüberliegender
Stellplatzanordnung je 10 Stellplätze = 2 x 5 Parkplätze) zu pflanzen. Stellplätze im
Anschluss an Gebäude und Ausstellungsflächen sind davon ausgenommen. Die
Baumpflanzungen sind durch geeignete Maßnahmen gegen Anfahren/Beschädigungen
durch Fahrzeuge zu schützen (Poller, Granitfindlinge, Hochbord o.ä.).

2.3 Entlang der Grundstückgrenzen zwischen den Baugrundstücken ist ein je 2,5 m tiefer
Grünstreifen mit jeweils einer 1-reihigen Hecke aus Sträuchern (95 %) und Bäumen I.
und / oder II. Ordnung (5 %) (Pflanzenauswahl gemäß Punkt IV.3.1, IV.3.2 und IV.3.3)
anzulegen und zu erhalten.

2.5 Zaunsockel (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
Durchgehende Zaunsockel sind unzulässig; es sind ausschließlich erforderliche
Punktfundamente im Bereich der Säulen zulässig. Zwischen Boden und Zaununterkante
ist ein Abstand von 15 cm einzuhalten.

18.0  AUSGLEICHSFLÄCHE
Der zu erbringende Ausgleichsbedarf wurde mit 72.051 Wertpunkten nach Leitfaden "Bauen im
Einklang mit Natur und Landschaft" in der Fassung von 2021 in Verbindung mit der
Biotopwertliste zur Bayerischem Kompensationsverordnung berechnet.
Der benötigte Ausgleich wird extern auf der Flur-Nr. 1032, Gemarkung Mitterlangau, Stadt
Oberviechtach in einer Höhe von 72.100 Wertpunkten erbracht (sh. Anlage 2).

• Alle Eingangsbereiche und Oberkanten von Lichtschächten und außenliegenden
Kellerabgängen sollten mindestens 25 Zentimeter höher liegen als die umgebende
Geländeoberfläche.

• Alle möglichen Wassereindringwege in geplante Gebäude sind bis zu den relevanten
Höhen zu verschließen.

• Unterkellerungen sollten wasserdicht ausgeführt werden.
• Es sollten Vorkehrungen getroffen werden, um einen Rückstau aus der Kanalisation zu

vermeiden.
Hierzu ist die Hochwasserschutzfibel des Bundesbauministeriums zu beachten
(www.fib-bund.de/lnhalt/Themen/Hochwasser). Der Abschluss einer
Elementarschadensversicherung wird empfohlen.

Bei Geländeanschnitten muss mit Hang- und Schichtwasseraustritten sowie mit wild
abfließendem Oberflächenwasser und Schlammerosionen aufgrund des darüber liegenden
oberirdischen Einzugsgebietes gerechnet werden. Der Bauwerber muss diesbezüglich
eigenverantwortlich Vorsorge treffen und die Bauweise den Verhältnissen anpassen, damit keine
Schäden an Gebäuden auftreten können. Es wird empfohlen generell alle kritischen Punkte
(Lichtschächte, Kellerabgänge, Eingangstüren, bodentiefe Fenster etc.) von baulichen Anlagen
auf diese Gegebenheiten hin auszurichten und anzupassen.

Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf gem. § 37 WHG nicht nachteilig für
anliegende Grundstücke verändert werden. Bau- und / oder Niederschlagswasser ist im Zuge
der Errichtung und des Betriebs des Vorhabens nicht auf öffentliche Flächen oder
Nachbargrundstücke zu leiten.

12.0 SICHTDREIECKE
Sichtdreiecke sind von jeder Bepflanzung, Bebauung und sonstigen Ablagerungen über 0,80 m
Höhe über der Straßenoberfläche freizuhalten. Hierzu zählen u.a. Wälle, Zäune aller Art,
Stapel, Haufen, Stellplätze und sonstige Gegenstände. Dies gilt auch für die Dauer der Bauzeit.
Bäume sind bis 3 m über Straßenoberkante auszuasten.

11.0 WASSERWIRTSCHAFT
Schmutzwasser
Die Beseitigung des Wassers ist über ein Trennsystem zu gewährleisten.
Das Schmutzwasser (soziale Abwasser) ist dem gemeindlichen Kanal zuzuführen.

Niederschlagswasser
Da eine Versickerung von Niederschlagswasser nicht möglich ist, wird das Regenwasser von
den Dachflächen und befestigten Flächen gedrosselt in den öffentlichen Regenwasserkanal
Gewerbegebiet Hof eingeleitet. Die Gemeinde wird beim Verkauf der Grundstücke
entsprechende Verpflichtungen in die Kaufverträge aufnehmen. Die Einleitung erfolgt gem. den
Vorgaben aus dem Wasserrechtsverfahren.

Die Einleitung in den bestehenden namenlosen Graben (Flur-Nr. 170) für den bestehenden
gemeindlichen Regenwasserableitungskanal der östlich gelegenen Ortschaft Hof, der
zusammen mit dem Drainagenwasser die anfallenden Niederschlagswässer der Ortschaft Hof
sowie die Hangeinzugswässer nördlich und westlich von Hof ableitet, erfolgt gem. den
Vorgaben aus dem Wasserrechtsverfahren im Rahmen der Erschließung. Die Drosselvorgaben
aus dem Wasserrechtsverfahren werden von der Gemeinde bei der Herstellung der
Erschließung berücksichtigt.

Auf die Einleitungsbedingungen gem. § 15 der Satzung für die öffentliche
Entwässerungseinrichtung der Stadt Oberviechtach (Entwässerungssatzung – EWS OVI) vom
24.01.2024 für Niederschlagswasser der Belastungskategorie III wird verwiesen.

Generell sind die Vorgaben des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und des Bayerischen
Wassergesetzes (BayWG) in Verbindung mit den einschlägigen technischen Regeln (u.a.
TRENOG, TRENGW, DWA-M153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“
und DWA-A 117 „Bemessung von Regenrückhalteräumen“) zu beachten.

Lagerung wassergefährdender Stoffe
Für die Lagerung und den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind die einschlägigen
Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetztes - WHG - und des Bayerischen Wassergesetztes -
BayWG - mit der dazugehörigen ergangenen Anlagenverordnung - AwSV - maßgebend.

Drainagen
Im und außerhalb des Geltungsbereiches vom Planungsgebiet befinden sich
landwirtschaftliche Drainagen, die auftretendes Schichtenwasser aufnehmen und an den
bestehenden Regenwasserableitungskanal der Ortschaft Hof angeschlossen sind.
Geplant ist, die bestehenden Sammelleitungen der nordöstlich des Plangebietes gelegenen
Drainagen an den umgelegten Regenwasserkanal anzubinden. Die Ableitung der anfallenden
Schichtwässer innerhalb des Planungsgebietes wird durch Neu- und Mitverlegung einer
Drainagenleitung entlang der geplanten Erschließungsstraße sowie im öffentlichen Grünzug
zwischen Parzelle 3 und 4 und in Teilbereichen der Abfangdämme sichergestellt. Die auf den
privaten Parzellen anfallenden Schichtwässer sind von den Bauwerbern zu fassen und mittels
eines separaten Hausanschlusses an den Regenwasserkanal vom Ortsteil Hof anzuschließen.

Der Abfluss des Schichtenwassers im nordwestlichen Bereich erfolgt derzeit durch
landwirtschaftliche Drainagenleitungen in den namenlosen Bach. Die Gewährleistung des
Abflusses dieses Schichtenwassers erfolgt durch Umlegung der Drainagenleitung um den
geplanten Regenrückhalteteich.
Die Einleitung in den namenlosen Graben ist gedrosselt auszuführen.
Es ist jedoch weiterhin mit Hang- und Schichtwasser zu rechnen und von einem hohen
Grundwasserstand auszugehen.

13.0 LÄRMSCHUTZ
Gemäß Art. 13 Abs. 2 BayBO müssen Gebäude einen ihrer Nutzung entsprechenden
Schallschutz haben. Geräusche, die von ortsfesten Einrichtungen in baulichen Anlagen oder
auf Baugrundstücken ausgehen, sind so zu dämmen, dass Gefahren oder unzumutbare
Belästigungen nicht entstehen. Gemäß § 12 BauVorlV müssen die Berechnungen den nach
bauordnungsrechtlichen Vorschriften geforderten Schall- und Erschütterungsschutz
nachweisen. Im Baugenehmigungsverfahren bzw. Freistellungsverfahren eines Vorhabens ist,
auf die tatsächliche örtliche Situation abzustellen, die zum Zeitpunkt der Bauplanung vorliegt.
Die Vorgaben der BayTB, Ausgabe November 2023, Anlage A 5.2/1 zur DIN 4109:2018 sind zu
beachten.

Mit dem Bauantrag ist auch im Freistellungsverfahren ein qualifiziertes
Sachverständigengutachten zum Nachweis der Einhaltung der Festsetzungen gemäß Nr. III.1.1
des Bebauungsplanes vorzulegen.

15.0 DACHFLÄCHEN-PHOTOVOLTAIK
Die Verpflichtung zur Errichtung von Solaranlagen richtet sich nach Art. 44a BayBO.

16.0 EINLEITUNG DES NIEDERSCHLAGSWASSERS
Das Erbringen eines Nachweises über die Rückhaltemaßnahmen und die gedrosselte Einleitung
des Niederschlagswassers aus dem jeweiligen Baugrundstück in den öffentlichen Kanal
Gewerbegebiet Hof in den Bauantragsunterlagen wird empfohlen.

17.0 BAUANTRAG UND FREIFLÄCHENGESTALTUNGSPLAN
Es wird empfohlen, im Bauantrag die Gebäudehöhen  sowie die geplanten Geländehöhen in
Abhängigkeit von der Straßenhöhe (Höhenbezugspunkt) in Schnitten darzustellen und
nachzuweisen. Ebenso wird empfohlen, den Übergang zu den angrenzenden Parzellen allseitig
darzustellen.
Es wird empfohlen, zum Bauantrag einen qualifizierter Freiflächengestaltungsplan mindestens im
M 1 : 500 vorzulegen, der das Ausmaß und die Höhe der geplanten Aufschüttungen und
Abgrabungen, sowie die Gestaltung der Freiflächen, insbesondere das innere
Erschließungssystem, die Gestaltung der PKW-Parkflächen sowie Lage, Größen und
Pflanzenauswahl privater Pflanzflächen aufzeigt. Ebenso sollen die notwendigen
Feuerwehrzufahrten, mit Rettungswegen und Aufstellflächen im Freiflächengestaltungsplan zum
jeweiligen Bauantrag aufgezeigt werden.

14.0 MASSNAHMEN ZUR SICHERUNG DER KONTINUIERLICHEN
ÖKOLOGISCHEN FUNKTIONALITÄT (CEF-MASSNAHMEN)

Anlage von Ausgleichsflächen für bodenbrütende Feldvögel, insbesondere Feldlerche:
Als Ausgleichsfläche für den Verlust eines Brutpaares der Feldlerche wird von der Stadt
Oberviechtach eine Blühfläche / Blühstreifen mit angrenzender Ackerbrache auf einer
Teilfläche der Flur-Nr. 46 Gemarkung Hof Stadt Oberviechtach angelegt. Die detaillierte
Maßnahmengestaltung ist der Begründung zu entnehmen.

Lage Teilfläche der Flur-Nr. 46 Gemarkung Hof Stadt Oberviechtach:

10.0 KENNZEICHNUNGEN UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

10.2

11.1 Bemaßung

11.0 HINWEISE

10.1

11.2 Sichtdreieck 3,0 m / 70,0 m (50 km/h)

freiwachsende 3-reihige Gehölzpflanzung bestehend aus 2 Reihen
Sträuchern auf der gesamten Länge innerhalb der privaten
Pflanzbindung und 1 Reihe Sträuchern überstellt mit Bäumen I.
Ordnung (gem. Planzeichen II.9.2.1) innerhalb der öffentlichen
Grünfläche. Pflanzenauswahl siehe Pflanzenliste Punkt IV.3.1 und
IV.3.3.

9.3.1 E1

Flurstücksgrenze mit Grenzstein

Flurstücksnummer

5,0

freiwachsende 2-reihige Gehölzpflanzung bestehend aus
Sträuchern (100 %) auf der gesamten Länge. Pflanzenauswahl
siehe Pflanzenliste Punkt IV.3.3.
Die Gehölzpflanzung darf durch landwirtschaftliche Überfahrten
unterbrochen werden.

9.3.2 E2

229

11.3 Parzellennummer und Parzellengröße

11.4 Vorschlag Parzellengrenzen

10.3 Höhenschichtlinien im aktuellen Bestand in Meter über
Normalhöhenull - Höhenabstand 100 cm (Quelle Vermessung
2024)

Parzelle1
6.427 m²

11.6 bestehende Böschung bzw. Graben

11.7 ehemalige Böschung bzw. Graben (wird zum Teil verrohrt)

11.5 bestehende Laubbäume - außerhalb Geltungsbereich

Abstandsgrenze für Baukräne zum Schutz der Feldlerchen, sh.
Punkt IV.8.4

9.4

freiwachsende 3-reihige Gehölzpflanzung bestehend aus 2 Reihen
Sträuchern auf der gesamten Länge innerhalb der privaten
Pflanzbindung und 1 Reihe Sträuchern überstellt mit Bäumen II.
Ordnung (gem. Planzeichen II.9.2.2) innerhalb der öffentlichen
Grünfläche. Pflanzenauswahl siehe Pflanzenliste Punkt IV.3.2 und
IV.3.3.

9.3.3 E3

Rosa rugosa Apfel-Rose
Rosa rubiginosa Wein-Rose
Salix caprea Sal-Weide
Sambucus nigra Holunder
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball
Viburnum lantana Wolliger Schneeball
Crataegus monogyna eingriffeliger Weißdorn
Crataegus laevigata zweigriffeliger Weißdorn

4.0 UNZULÄSSIGE PFLANZENARTEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Landschaftsfremde Baumarten wie Edeltannen oder Edelfichten, Zypressen, Thujen usw.
sowie alle Trauer- oder Hängeformen (in allen Arten und Sorten) dürfen nicht gepflanzt
werden.

5.0 WIESENFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Die Neuansaaten sind mit standortgerechtem Saatgut mit hohem Kräuter- und
Staudenanteil (mind. 25 %) vorzunehmen.

6.0 LAGE VON VER- UND ENTSORGUNGSLEITUNGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Die festgesetzten Pflanzflächen sind von Ver- und Entsorgungsleitungen (Strom,
Wasser, Abwasser, Telekommunikation, Gas etc.) ausdrücklich freizuhalten, um die
Pflanzung und den langfristigen Erhalt der geplanten Gehölze zu gewährleisten.
Die jeweiligen Abstände nach den entsprechenden Richtlinien sind einzuhalten.

7.0 PFLANZENBEHANDLUNGSMITTEL
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Der Einsatz von Herbiziden, Pestiziden und mineralischen Düngemitteln ist auf den
festgesetzten Vegetationsflächen zum Schutz des Grundwassers sowie von Tieren und
Pflanzen und im Hinblick auf eine möglichst standortgemäße und naturnahe
Artenzusammensetzung nicht zulässig.

8.0 MASSNAHMEN ZUM ARTENSCHUTZ
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Für die Außen-, Weg- und Straßenbeleuchtung des geplanten Gebietes, einschließlich
der eventuellen Werbeträger, werden Leuchten mit Lichtspektrum zwischen 490 und 900
nm (besser 750 nm) mit warmweißem Licht (Farbtemperatur von 1.800 bis max. 2.800
Kelvin) festgesetzt. Ebenso muss das Lampengehäuse zur Minimierung der Störwirkung
gekapselt (Abstrahlung nicht weiter als horizontal) und nach oben abgeschirmt sein. Die
geschlossenen Gehäuse dürfen nicht wärmer als 60 °C werden.

8.1

Zeitliche Festsetzung zur Entnahme von Gehölzen
Um gemäß § 44 BNatSchG die Tötung und Verletzung von Individuen durch die
Rodungen zu vermeiden, sind die Gehölzbestände, die aufgrund eines bau- oder
anlagebedingten Vorgehens absehbar betroffen sind, nur außerhalb der Vogelbrutzeit
gem. § 39 BNatSchG (Vogelbrutzeit: 1. März bis 30. September) zu entfernen.

8.3

Das Risiko einer signifikanten Erhöhung von Vogelschlag an Glasbauteilen ist gem. § 44
BNatSchG zu minimieren. Das Risiko von Vogelschlag ist gem. gemäß der Broschüre
„Vermeidung von Vogelverlusten an Glasscheiben“ (Hrsg. Länderarbeitsgemeinschaft
der Vogelschutzwarten 2021) zu bewerten. Ggf. sind Maßnahmen zur Vermeidung von
Vogelschlag an Fensterfronten zu ergreifen (z.B. die Sichtbarmachung von
transparenten Scheiben und die Verminderung von Reflexionen). Es wird auf die Leitlinie
„Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ der schweizerischen Vogelwarte Sempach
verwiesen, die einzuhalten ist.

8.2

Schutz der Feldlerchen
Erforderliche Baukräne auf den Baugrundstücken auf der Flur-Nr. 167 Gemarkung Hof
müssen innerhalb der Vogelbrutzeit von März bis Juli eines jeden Jahres mindestens
20 m von der nordöstlichen Geltungsbereichsgrenze des Bebauungsplanes zur Flur-Nr.
166 entfernt aufgestellt werden (siehe Abstandsgrenze Planzeichen II.9.4).

8.4

Vergrämungsmaßnahmen für die Feldlerche
Erfolgt bis zum 01.02.2026 kein Baubeginn, sind ab dem 01.02.2026 reflektierende oder
bunte Flatterbänder (z.B. rot-weiße Absperrbänder oder silberne Flatterbänder) quer
über den geplanten Bauflächen anzubringen. Diese sind an Pflöcken in einer Höhe von
ca. 50 - 100 cm über den Boden im Abstand von ca. 20 m zu befestigen.

8.5

V. HINWEISE

1.0 SICHERSTELLUNG DES PFLANZRAUMES
Bäume I. Ordnung: Baumgruben: 200 x 200 x 100 cm
Bäume II. Ordnung: Baumgruben: 150 x150 x 80 cm
Sträucher: Auftrag Oberboden: 20 - 30 cm
Rasen: Auftrag Oberboden: 10 - 15 cm

2.0 GRENZABSTÄNDE
Die Grenzabstände gemäß den gesetzlichen Bestimmungen sind einzuhalten:
Zu Nachbargrundstücken: 2,0 m bei Einzelbäumen u. Heistern,

sowie Sträuchern über 2,0 m Wuchshöhe,
0,5 m bei Sträuchern bis zu einer Wuchshöhe von

max. 2,0 m.
Zu landwirtschaftlichen Grundstücken: 4,0 m bei Einzelbäumen u. Heistern,

sowie Sträuchern über 2,0 m Wuchshöhe
2,0 m bei Sträuchern bis zu einer Wuchshöhe von

max. 2,0 m
Im Übrigen wird auf die Vorgaben des 7. Abschnitts des AGBGB (Gesetz zur Ausführung des
Bürgerlichen Gesetzbuchs) verwiesen.

3.0 BODENDENKMÄLER
Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sowie im näheren Umfeld sind keine
Bodendenkmäler kartiert bzw. bekannt.
Zufällig zutage tretende Bodendenkmäler und Funde sind gemäß Art. 8 DSchG meldepflichtig an
das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde.

4.0 SCHUTZ DES MUTTERBODENS NACH § 202 BauGB
Vor jeder Baumaßnahme ist der anstehende Oberboden insgesamt zu sichern und zur
Wiederverwendung zwischenzulagern (DIN 18915).
Oberboden ist im Rahmen der Baumaßnahme nur dort abzuschieben, wo erforderlich. Der
Abtrag hat hierbei schonend zu erfolgen. Das abgeschobene Humusmaterial ist in Mieten bis
max. 2 m locker aufzuschütten.
Die Humusmieten sind mit Leguminosen zu begrünen.

5.0 AUSHUBARBEITEN / ALTLASTEN
Überschüssiges Aushubmaterial ist einer ordnungsgemäßen Verwertung oder Beseitigung zu
zuführen. Es darf nicht in der freien Landschaft abgelagert werden. Dieses Verbot gilt
insbesondere auf ökologisch wertvollen Flächen, wie Feuchtwiesen, Trocken- und
Magerstandorten, Feldgehölzen, alten Hohlwegen, Bachtälern, Waldrändern usw.

Auf den hier überplanten Flächen sind keine Altlasten kartiert sowie nach derzeitigem
Kenntnisstand keine altlastverdächtigen Flächen bekannt, und es gibt keine Hinweise auf
anderweitige Bodenkontaminationen.

Die Untere Bodenschutzbehörde beim Landratsamt Schwandorf und das Wasserwirtschaftsamt
Weiden sind unverzüglich zu benachrichtigen (Mitteilungspflicht gem. Art. 1 BayBodSchG), falls
bei den Erschließungsarbeiten bzw. beim Aushub von Baugruben Auffälligkeiten im Untergrund
angetroffen werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder auf eine Altablagerung
deuten. Die Erdarbeiten sind in diesem Fall unverzüglich in diesem Bereich zu unterbrechen.

6.0 SAAT- UND PFLANZGUT
Für Ansaaten und Pflanzungen im Planungsgebiet wird die Verwendung von autochthonem
Saat- und Pflanzgut empfohlen.

7.0 ANGRENZENDE LANDWIRTSCHAFT
Die durch die ordnungsgemäße Bewirtschaftung der angrenzenden land- und
forstwirtschaftlichen Nutzfläche auftretenden Immissionen in Form von Geruch, Staub und Lärm
sind zu dulden.

8.0 VERSORGUNGSLEITUNGEN
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und
Kanäle" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013 - siehe hier
u.a. Abschnitt 6 - zu beachten. Durch die Baumpflanzungen darf der Bau, die Unterhaltung und
Änderung und Erweiterung von Versorgungleitungen nicht behindert werden.

10.0 HOCHWASSER / STARKREGENEREIGNISSE / HANG- UND SCHICHTWASSER
Ein grundsätzliches Risiko für Hochwasser (Starkregenereignisse, Hochwasser, Kanalrückstau,
Grundhochwasser) kann nicht ausgeschlossen werden.
Das Planungsgebiet liegt nicht in einem Überschwemmungsgebiet. Die Flächen tangieren einen
wassersensiblen Bereich, dh. es ist von einem niedrigen Flurwassergrundabstand auszugehen.
Eine Wahrscheinlichkeit von Überschwemmungen kann nicht angegeben werden.

Entsprechend den Informationen durch das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und
Katastrophenhilfe werden u. a. folgende vorbeugenden Maßnahmen zum Schutz vor Sturzfluten
und Überschwemmungen empfohlen:

9.0 ABWEHRENDER BRANDSCHUTZ
Alle baulichen Anlagen müssen über befestigte Straßen und Wege erreichbar sein. Die Flächen
für die Feuerwehr auf dem Grundstück einschließlich ihrer Zufahrten müssen dem Art. 31
BayBO, sowie dem Art. 5 BayBO und der DIN 14090 entsprechen.

Im Rahmen der Einzelbaugenehmigung muss der Bauwillige den Löschwasserbedarf im Rahmen
des Brandschutznachweises ermitteln und die notwendigen Mengen, sofern und soweit sie über
das vom öffentlichen Netz oder auf sonstige Weise von der Stadt oder anderen
Versorgungsträgern bereitgestellte Maß von 96 m³/h über mind. 2 Stunden (= insgesamt mind.
192 m³ in 2 Stunden) gemäß DVGW-Merkblatt W 405 hinausgehen, auf seinem Baugrundstück
bereitstellen (Zisternen, Löschwasserteich).

GE

II.   PLANLICHE FESTSETZUNGEN

1.0 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO
Zulässig sind die Anlagen gemäß § 8 Abs. 2 BauNVO, jedoch
werden folgende Nutzungen ausgeschlossen:

• Einzelhandelsnutzungen
gem. § 1 Abs. 5 BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 9
BauNVO

• Lagerhäuser und Lagerplätze gem. § 1 Abs. 5 BauNVO

Unzulässig sind alle Anlagen gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO.

1.2.1 Bezugspunkt für die Richtungssektorgrenzen

1.2 Gliederung des Baugebietes nach dem zulässigen
Emissionsverhalten der Betriebe (§ 1 Abs. 4 Satz 1 Nr.2 BauNVO)
gem. Festsetzung Punkt III.1.1

11.9 bestehende oberirdische 20 kV-Leitung einschl. Masten;
wird im Zuge der Erschließung unterirdisch verlegt.

11.10 bestehende Regenwasserleitung;
wird im Zuge der Erschließung verlegt.

11.8 geplante Renaturierung des Grabens

11.12 Planungshöhen für Sohlhöhe der Entwässerungsmulden / Gumpen
in Meter über Normalhöhennull (NHN)

508,61

11.11 unterirdische Regenwasserleitung mit beidseits jeweils 2,5 m
breiten Schutzstreifen mit Bezeichnung - außerhalb
Geltungsbereich

ZUGÄNGLICHKEIT DER TECHNISCHEN NORMEN, RICHTLINIEN ETC.
Alle technischen Normen, Richtlinien, Arbeitsblätter und sonstigen technischen
Vorschriften auf die der Bebauungsplan in seinen planlichen und textlichen
Festsetzungen verweist, werden bei der Stadt zu den üblichen Öffnungszeiten zur Einsicht
bereit gehalten.

Übersichtslageplan o. M.

I. PLANZEICHNUNG  M 1:1.000
Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung "Gewerbegebiet am Biodiversitätspfad"
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M  1:1.000

Planunterlagen:

Grundkarte erstellt auf digitaler
Flurkarte des Vermessungsamtes
vom

Untergrund:

Aussagen über Rückschlüsse auf
die Untergrundverhältnisse und
die Bodenbeschaffenheit können
weder aus den amtlichen Karten,
aus der Grundkarte noch aus den
Zeichungen und Text abgeleitet
werden

Nachrichtliche Übernahmen:

Für nachrichtilich übernommene
Planungen und Gegebenheiten
kann keine Gewähr übernommen
werden.

Urheberrecht:

Für die Planung behalten wir uns
alle Rechte vor.
Ohne unsere Zustimmung darf die
Planung nicht geändert werden.

Koordinatensystem:

Am Sportplatz 7
94547 Iggensbach
+49 9903 20 141-0

Josef-Straubinger-Weg 3 b
84571 Reischach
+49 8670 91 87 666

info@jocham-kellhuber.de
www.jocham-kellhuber.de

JOCHAM KESSLER KELLHUBER
Landschaftsarchitektur Stadtplanung GmbH
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